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Im Sommer 2019 erfuhren die städtischen Angestellten, dass das
Budget des laufenden Jahres überlastet ist. Einsparungen beim
Personal sollten dazu beitragen, dass die Vorgaben doch noch
eingehalten  werden  können.  Für  das  Jahr  2020  plante  der
Stadtrat weitere  Einsparungen zulasten des Personals – der
Personalverband  und  die  städtischen  Angestellten  leisteten
erfolgreich  Widerstand.  Obwohl  der  Gemeinderat  in  der
Budgetdebatte versuchte, die erzielten Kompromisse teilweise
rückgängig zu machen. 

Einschneidende Sparmassnahmen
Bereits im Juli 2019 erfuhr das städtische Personal, dass
vakante  Stellen  in  der  Stadtverwaltung  grundsätzlich  erst
wieder ab 1. Januar 2020 neu besetzt werden. Als Begründung
für diese Massnahme wurde die Einhaltung der Budgetvorgaben
genannt. In der Lokalzeitung rechtfertigte der Finanzvorsteher
die Massnahme damit, dass die Personalkosten einen grossen
Teil des Budgets ausmachten. Bedenken über mögliche negative
Auswirkungen dieser Massnahme auf das Personal thematisierte
er nicht. Die städtischen Angestellten, so der Finanzvorsteher
im Zeitungsartikel, seien «so motiviert, dass sie auch in
vorübergehend kleineren Teams gut arbeiten könnten».

Schon im Herbst wurden weitere Sparmassnahmen zulasten des
Personals  bekanntgegeben.  Ab  2020  sollte  das  Personal  25
Prozent  der  Prämie  für  die  durch  die  Arbeitgeberin
abgeschlossene Krankentaggeld-Versicherung bezahlen. Weil die
Prämie  je  nach  Einsatzort  und  Personalkategorie
unterschiedlich  hoch  ausfällt,  würden  die  Angestellten  der
Heime und der Spitex dadurch ungleich mehr belastet als die
übrigen  Angestellten  der  Verwaltung.  Weitere  Sparmassnahmen

https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/verbaende/2020/01/widerstand-des-personals-gegen-sparmassnahmen
https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/verbaende/2020/01/widerstand-des-personals-gegen-sparmassnahmen


betrafen  die  Personalanlässe  sowie  die  Gebühren  für
Mitarbeiterparkplätze.  Und  die  Ferien-  und  Mehrzeitguthaben
der Angestellten sollten künftig beim Jahreswechsel ersatzlos
verfallen.

Das Personal wehrt sich
Die  Personalverbände  VSPU  und  VPOD  wurden  kurz  vor  dem
Entscheid  der  Anstellungsbehörde  über  die  Sparmassnahmen
informiert.  Dies, obschon sie gemäss geltender Personalverord
nung  als  ständige  Verhandlungspartner  in  Personalfragen
vorgängig anzuhören gewesen  wären. Entgegen den Vorgaben in
der Personalverordnung wurde vor der geplanten Änderung des
Personalstatuts keine Vernehmlassung bei den Personalverbänden
durchgeführt.  Dieser  von  der  Arbeitgeberin  offenbar
«vergessene»  Verfahrensschritt  musste  vom  Personalverband
zuerst  eingefordert  werden.  Der  Personalverband  hatte  alle
Angestellten  zum  Protest  gegen  die  Sparmassnahmen  und  die
«vergessene» Vernehmlassung aufgerufen.

Der Protestaufruf war erfolgreich. Zahlreiche Angestellte und
vereinzelte Abteilungen meldeten sich beim Stadtschreiber und
teilten ihren Unmut über die geplanten Massnahmen und den
fehlenden  Einbezug  des  Personals  mit.  So  sah  sich  die
Arbeitgeberin schliesslich gezwungen, nachträglich doch noch
eine  Vernehmlassung  durchzuführen.  In  ihrer  gemeinsamen
Vernehmlassung  kritisierten  der  VSPU  und  der  VPOD  die
Verschlechterung  der  Anstellungsbedingungen.  Auch  der
Schweizer Berufsverband der Pflegefachkräfte SBK nahm an der
Vernehmlassung teil. 

Erfolgreiche Verhandlungen 
In der Folge wurden auch Verhandlungen geführt zwischen dem
VSPU und dem Stadtrat, bei denen der Personalverband sich für
die Interessen der Angestellten starkmachte. Inzwischen war
zudem  bekanntgeworden,  dass  die  Personalkosten
teuerungsbedingt  weniger  ansteigen  würden  als  ursprünglich



angenommen. So sah der Stadtrat schliesslich von den geplanten
Sparmassnahmen  zulasten  des  Personals  zumindest  teilweise
wieder ab. Die Angestellten werden nach einem Entscheid des
Stadtrats auch nach 2020 ihre Mehrstunden- und Ferienguthaben
beim Jahreswechsel übertragen können. Und auf die Abwälzung
der  Krankentaggeld-Prämie  auf  die  Angestellten  wird  im
nächsten Jahr (noch) verzichtet.

Weil  die  entsprechende  Grundlage  in  der  Personalverordnung
aber trotz des Protests seitens der Angestellten per 1. Januar
2020 in Kraft treten wird, muss damit gerechnet werden, dass
diese Kosten bereits ab 2021 im Umfang von bis zu 50 Prozent
auf  das  Personal  überwälzt  werden.  Dies  würde  für  alle
Angestellten  eine  dauerhafte  und  spürbare  fi  nanzielle
Einbusse, faktisch eine Lohnkürzung, bedeuten. 

Wäre es nach dem Gemeinderat gegangen, hätten die städtischen
Angestellten  bereits  im  kommenden  Jahr  25  Prozent  der
Krankentaggeld-Prämie  bezahlen  müssen.  In  der  Budgetdebatte
folgte  der  Gemeinderat  nämlich  einem  Kürzungsantrag  der
Rechnungsprüfungskommission,  der  eine  Kürzung  des  Budgets
genau im fraglichen Umfang bei den Personalkosten verlangte.

Allerdings wurde später bekannt, dass der Stadtrat bei seinem
Entscheid bleiben wird und den Betrag entgegen dem Willen des
Parlaments  jedenfalls  nicht  über  die  Krankentaggeld-
Prämienbeteiligung  einsparen  wird  (sondern  durch  andere,
bereits  bekannte  Massnahmen  wie  verzögerte
Stellenbesetzungen).  

Entscheid mit Signalwirkung
Für das Personal hat der Ausgang der Budgetdebatte trotzdem
Signalwirkung. Denn es ist ernsthaft zu befürchten, dass der
Druck  auf  die  Personalkosten  und  auf  die
Anstellungsbedingungen weiterhin wachsen wird. Es ist daher
umso wichtiger, dass sich die Personalverbände aktiv für die
Interessen  der  Angestellten  einsetzen.  Vernehmlassungen  und



bilaterale Gespräche mit der Arbeitgeberin sind wichtig, damit
die Anliegen des Personals gehört werden. Es darf nicht sein,
dass Angestellte sich zunehmend als Kostenfaktor fühlen.

Erfreulicherweise  hat  die  jüngste  Geschichte  um  die
umstrittenen  Sparmassnahmen  gezeigt,  dass  viele  städtische
Angestellte das Engagement des Personalverbands zu schätzen
wissen.  2019  sind  wieder  mehr  Neumitglieder  dem
Personalverband beigetreten als in den Vorjahren. Für einige
Angestellten waren die Sparmassnahmen und das Engagement des
Personalverbands sogar ausschlaggebend für den Beitritt.

So betrachtet haben die widrigen Umstände zumindest die eine
positive Auswirkung, dass sie den Mitarbeitenden zeigen, dass
gute Anstellungsbedingungen heute keine Selbstverständlichkeit
mehr  sind  und  dass  sie  gegen  die  grassierende  Sparwut
verteidigt  werden  müssen.


